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Aktuelle Analyse Nr. 127

Deutschland sagt "Merci" für das "Non" aus Frankreich

(30.05.2005)

Frankreichs "Nein" löst in Deutschland öffentliche Betroffenheit von Seiten der Politik aus - aber diese zur Schau gestellte Entrüstung ist scheinheilig, denn die Franzosen haben Deutschland den größtmöglichen Gefallen getan. Das politische Projekt "Europäische Verfassung" ist tot, die Brüsseler Eurokraten in die Schranken gewiesen - und niemand aus Berlin kann dafür verantwortlich gemacht werden.  Deutschland hat offiziell die Verfassung ratifiziert, so dass weder Rot-Grün oder Schwarz-Gelb sich den Vorwurf der veröffentlichten Meinung gefallen lassen muss, die Europäische Integration behindert zu haben. Alle zeigen mit den Fingern auf Frankreich, beklagen wortreich die angebliche Katastrophe für Europa - und freuen sich, da nun Brüssel in seinem politischen Expansionsdrang in die Schranken gewiesen wurde. Die Nationalstaaten und deren Regierungen behalten die Kontrolle über die Europäische Kommission. 

Deutschlands Zustimmung steht nicht vorbehaltlos 

Seien wir ehrlich: Die 95%ige Zustimmung im Bundestag sowie die einhellige Unterstützung im Bundesrat entspricht nicht der Stimmung der deutschen Bevölkerung. Im Gegenteil: Gäbe es in Deutschland eine Volksabstimmung, wären 40% Ja-Stimmen schon als Erfolg zu werten - denn die überwiegende Mehrheit würde eine solche Volksabstimmung dazu nutzen, "es denen in Brüssel einmal richtig zu zeigen" oder der politischen Klasse einen "Denkzettel" zu verpassen. Weder Schröder noch Merkel sind politisch so dumm, die Zukunft ihrer politischen Karriere mit einem solchen Referendum zu Grabe zu tragen. Desweiteren steht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes aus, ob das europäische Demokratiedefizit und der Machtzuwachs der politischen Institutionen innerhalb der EU sich noch mit dem Grundgesetz vereinbaren lassen. Liest man das entsprechende Urteil aus dem Jahre 1993, das dem Grundgesetz einen jederzeitigen Vorrang vor supranationalen Verpflichtungen einräumt, reibt sich der Europaskeptiker die Hände.

Eine Wiederholung des französischen Referendums ist erst in mehreren Jahren denkbar

Eine Wiederholung der französischen Volksabstimmung ist unter dem jetzigen Präsident Chirac nicht mehr denkbar, dessen Amtszeit bis 2007 andauert. Erst unter einem neuen Präsidenten und einer neuen Regierung können die Franzosen mit Aussicht auf Erfolg für ein "Oui" bewogen werden. Dies würde 2008 möglich sein - und damit weit hinter dem jetzigen Zeitplan, der bis November 2006 gesteckt worden ist. Und selbst ein neuer Präsident müßte erkennen, das mit 55% Ablehnung bei einer Wahlbeteiligung von 70% sehr deutlich ist. Unter den Arbeitern und den Mittelschichten macht die Ablehnung deutlich, das Europa ein Projekt der politischen Eliten geblieben ist und damit nicht lebensfähig ist.

Weitere Abstimmungsniederlagen werden folgen

Frankreichs Nein wird nicht das Einzige sein: Die Befürworter der vertieften europäischen Integration haben de facto kein Argument mehr, in den EU-Mitgliedsstaaten für ein "Ja" bei Volksabstimmungen zu werben, da der Ratifizierungsprozeß beendet ist: Die erforderliche Einstimmigkeit war eh illusorisch, da bei mindestens fünf der geplanten zehn Volksabstimmungen die Gegner in allen Meinungsumfragen vorne liegen: Im französischen Abstimmungswahlkampf wurde die Befürwortung von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei problematisiert. In den Niederlanden, die am Mittwoch zur Volksabstimmung an die Wahlurnen gerufen werden, herrscht die Furcht vor einer EU-gesteuerten Asyl- und Einwanderungspolitik vor, den Tschechen ist Europa zu bürokratisch, Dänemark hat schon den Vertrag von Maastricht in einer Volksabstimmung fast gekippt und Polen stört sich an dem fehlenden Gottesbezug in der europäischen Verfassung.

Tony Blair wird das britische Referendum absagen - und somit politisch überleben

Selbst wenn alle weiteren EU-Mitgliedsstaaten die Verfassung ratifizieren würden, bliebe Großbritannien als größte Hürde. Niemand kann sich in Brüssel ernsthaft ein "Yes" in einer Volksabstimmung vorstellen. Die tiefe Abneigung gegen das europäische Festland hat in Großbritannien eine starke Tradition. Tony Blair wird Frankreich dankbar sein, dass deren "Nein" ihm die ersehnte Gelegenheit bietet, das britische Referendum abzusagen. Ironie der Geschichte ist, das ab dem 1. Juli Großbritannien die Ratspräsidentschaft in der EU übernehmen wird. Tony Blair wird die britischen Interessen nach Beibehaltung der Beitragsermäßigung vertreten, so dass auch in den nächten Monaten der politische Streit zwischen den Regierungen bleiben wird.

Business as usual wird sich durchsetzen

Europa ist geschockt - aber Kommissionspräsident Baroso predigt schon "Bussines als Usual". Am gestrigen Sonntag hat sich für Europa nichts geändert, denn keine der bisherigen Rechtsverordnungen ist außer Kraft gesetzt worden. Sämtliche Institutionen gibt es weiterhin, und der Brüsseler Bürokratie ist um keinen Deut beschnitten worden. Die neuen EU-Mitgliedsstaaten werden sich bei den Franzosen dafür "bedanken", dass ihre Volksabstimmungen vom französischen Wähler außer Kraft gesetzt worden sind. Deutschland, Frankreich und Großbritannien werden die derzeitige politische Situation ausnutzen, um informell die Idee eines "Kerneuropa" voranzutreiben - in eigener Regie und mit der Intention einer Stärkung des Wirtschaftsverbandes und der Lockerung der politischen Verflechtung. "Weniger Europa" ist die Marschrichtung, welche die kommenden Jahre beherrschen wird.
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